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Stellungnahme zu der Aufstellung der 12. Anderung des
Flichennutzungsplanes —Diirener Stralle/Hovermiihle — und des
korrespondierenden Bebauungsplans 287A - Diirener
Strafie/Hovermiihle -

Sehr geehrte Damen und Herren,

in vorgenannter Angelegenheit zeigen wir an, dass wir die rechtlichen
Interessen der von der Planung betroffenen ALDI GmbH & Co. KG,
Mariadorfer Str. 1, 52249 Eschweiler vertreten. Diese ist sowohl Eigen-
timerin eines Grundstiicks nebst Aufbauten innerhalb der von beiden
Pldanen betroffenen Fldchen, als auch Betreiberin des darauf befindlichen
ALDI Marktes, beides mit der postalischen Anschrift Diirener Stralle
282, 52249 Eschweiler.
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Fiir die Mandantin werden wihrend der Auslegungsfrist Stellungnahmen zu der Aufstellung
der 12. Anderung des Fldchennutzungsplanes —Diirener Strale/Hovermiihle — und des
korrespondierenden Bebauungsplans 287A — Diirener Strafie/Hovermiihle — abgegeben und
erldutert, inwiefern unsere Mandantin von der Planung betroffen ist und welche

Einwendungen erhoben werden.

1. Planungsgegenstand und Betroffenheit

Der geplante Bebauungsplan soll aus dem geénderten Flichennutzungsplan entwickelt

werden.

Aus der Begriindung des Bebauungsplans 287A, Teil A 1.5 ergibt sich, dass sich der
Bebauungsplan in die iibergeordnete Planung einfiigt, wenn der Flichennutzungsplan der
Stadt Eschweiler (FNP 2009) im Verfahren zur 12. Anderung des Flichennutzungsplans
dergestalt abgedndert wird, dass ein Teil des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 287A
von ca. 3,1 ha zukiinftig als Sonderbaufliche (S) ..groBflachiger Einzelhandel 09,
Baumarkt/Gartencenter, VKF max. 10.300 qm* dargestellt wird (Abb. 3).

Gleichzeitig soll die Darstellung der Fliche des bisherigen Standortes des Baumarktes im
Gewerbegebiet Konigsbenden gedndert werden. Im aktuellen Flichennutzungsplan wird
diese als Sonderbaufliache (8S) ,,groBfldchiger Einzelhandel 06, fiir einen ,.Baumarkt und
Gartencenter und weitere Handelsbetriebe mit einer zuldssigen Gesamtverkaufsflache von
12.000 qm dargestellt. In der 12. Anderung des Flachennutzungsplanes ist die Darstellung

gewerblicher Bauflachen (G) vorgesehen.

Gegen beide Anderungen des Flachennutzungsplans und dem daraus entwickelten

Bebauungsplan 287A wendet sich unsere Mandantin.
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Unsere Mandantin ist sowohl Eigentiimerin eines Grundstiicks nebst Aufbauten in der
derzeit als Sonderbaufliche (S) ,,groBflichiger Einzelhandel 06* im Fldchennutzungsplan
bezeichneten und 14.074 gm groBen Fliche, welche unmittelbar an den derzeitigen OBI-
Baumarkt angrenzt, und betreibt gleichzeitig die befindliche ALDI-Filiale 30. Sie ist

deshalb von den geplanten Anderungen unmittelbar betroffen.

2. Einwand der Verletzung des Gebietserhaltungsanspruchs durch die Anderung der

vorhandenen Sonderbaufliiche in eine gewerbliche Baufliiche

Die Mandantin sieht sich in ihrem Gebietserhaltungsanspruch durch die geplanten
Anderungen des Flachennutzungsplans und des darauf beruhenden Bebauungsplans verletzt
(vgl. zur Verletzung des Gebietserhaltungsanspruchs BVerwG, Urt. v. 16.06.2011, 4 CN
1.10; VG Baden-Wiirttemberg, Urt. v. 26.05.2015, 5 S 736/13).

Sie stiitzt sich auf eine unmittelbar planungsbedingte Verletzung ihrer Eigentiimerposition
(Art. 14 Abs. 1. S. 2 GG), da sich der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungs-

plans und die Anderungen des Fléchennutzungsplans auf ihr Grundstiick erstrecken.

Derzeit befindet sich die ALDI-Filiale der Mandantin in einem Gebiet, welches als
Sonderbaufldche (S) ,,groBflichiger Einzelhandel® im Fldchennutzungsplan gekennzeichnet
ist. Allein daraus ergibt sich die Unzuldssigkeit einer Umwidmung in eine gewerbliche
Baufliche (G). Denn diesbeziiglich besteht eine Sondergebietspflicht. Nach § 11 Abs. 3 S. 2
BauNVO sind groBflachige Einzelhandelsbetriebe, die sich nach Art, Lage oder Umfang auf
die Verwirklichung der Ziele der Raumordnung und Landesplanung oder auf die
stddtebauliche Entwicklung und Ordnung nicht nur unwesentlich auswirken kénnen, aufler
in Kerngebieten nur in fiir sie festgesetzten Sondergebieten zuldssig. Dies ist bei der
vorhandenen ALDI-Filiale, welche durch unsere Mandantin betrieben wird, der Fall. Denn
in Einzelhandelsbetrieben werden Waren an Endverbraucher verkauft und diese werden als

groBflachig eingestuft ab einer Verkaufsfliche von etwa 800 gm, wobei die Rechtsprechung
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die GroBflichigkeit bereits ab 700 gm annimmt (vgl. dazu BVerwG, Urt. v. 22.05.1987, 4 C
19/85 sowie BVerwG, Urt. v. 24.11.2005, 4 C 10/04). Derzeit ist in dem
Flachennutzungsplan in der Sonderbaufliche zugunsten unserer Mandantin eine
Verkaufsfliche von 800 qm vorgesehen. FEine diesbeziigliche Anderung des

Fldchennutzungsplanes scheidet also allein deshalb aus.

Die derzeitige Qualifizierung der Flache im Flachennutzungsplan erméglicht der Mandantin
grundsitzlich auch, die vorhandene Filiale weiter auszubauen. Durch eine Anderung der
Fliche in eine gewerbliche Baufliche (G) biit die Mandantin die Ausweitungsmdoglichkeit

ein.

Bei einer Ausweitung eines groBflichigen Einzelhandelsbetriebes ist die Verursachung
negativer Auswirkungen nach § 11 Abs. 3 S. 2 Bau BauNVO zu priifen (vgl. BVerwG, Urt.
v. 29.11.2005, 4 B 72/05). Dazu stellt § 11 Abs. 3 S. 3, 4 BauNVO aber eine Vermutungs-
regel auf. Darin ist eine widerlegbare Vermutung dafiir aufgestellt, dass negative
Auswirkungen ab einer Geschossfliche von 1.200 qm anzunehmen sind. Das heifit, dass
unterhalb dieses Wertes die Behorde negative Auswirkungen belegen miisste und oberhalb
des Wertes der Antragsteller verpflichtet ist, die Vermutung zu widerlegen. Bei einer
Erweiterung der vorhandenen ALDI-Filiale unserer Mandantin bis zu einer Geschosstlédche
von 1.200 qm kommt diese Vermutungsregelung der Mandantin also zugute. Dies wire bei

einer Qualifizierung der Fliche als gewerbliche Baufldche (G) nicht der Fall.

Die geplante planerische Festsetzung betrifft das Grundeigentum der Mandantin und eine

potentielle Rechtswidrigkeit eines normativen Eingriffs braucht diese nicht hinzunehmen.

Demnach ist zu empfehlen, dass die vorhandene Sonderbaufldche als solche erhalten bleibt

und nicht in eine gewerbliche Baufldche umgewandelt wird.
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3. Geltendmachung von Ermittlungs- und Abwigungsdefiziten durch die neu

geplanten Sonderbaufliche

Es liegen durch die neu geplante Sonderbaufliche dariiber hinaus Ermittlungs- und
Abwigungsdefizite vor, die einer Verletzung des Gebietserhaltungsanspruchs unserer

Mandantin gleich kommen.

Die Fliche, die durch die OBI-Filiale bezogen werden soll, grenzt nicht unmittelbar an das
Grundstiick der Mandantin an. Dennoch liegt eine Verletzung des Abwigungsgebotes vor.
Das in § 1 Abs. 7 BauGB normierte bauplanungsrechtliche Abwégungsgebot hat
drittschiitzenden Charakter hinsichtlich solcher privater Belange, die fiir die Abwégung
erheblich sind (vgl. BVerwG, Urt. v. 16.06.2011, 4 CN 1.10; VG Baden-Wiirttemberg, Urt.
v. 26.05.2015, 5 S 736/13).

Die Belange unserer Mandantin sind bei der Planung nicht hinreichend berticksichtigt
worden. Denn bei dem neu festzusetzenden Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung —
groBflachiger Einzelhandel — mit einer maximalen Verkaufsfliche von 10.300 qm zur
Unterbringung eines Bau- und Gartenfachmarktes ist unter anderem vorgeschen, dass 10 %
der Verkaufsflache fiir nahversorgungs- oder zentrenrelevante Sortimente (Randsortimente)
vorgesehen sind und durch diese Beschrénkung negative Auswirkungen auf zentrale
Versorgungsbereiche in Eschweiler oder den Nachbargemeinden verhindert werden. Dies ist

aber falsch.

Denn hierbei ist zu beriicksichtigen, dass die derzeit vorhandene ALDI-Filiale unserer
Mandantin lediglich 799 qm groB ist und 10 % der Verkaufsfliche von Randsortimenten,
welche zugunsten der neuen OBI-Filiale eingerdumt werden sollen, eine Flache von 1.030
qm umfasst. Damit ist die Fliche der OBI-Filiale, in der Randsortimente vertrieben werden
koénnen, die auch unsere Mandantin vertreibt, grofer als die gesamte derzeitige

Verkaufsfliche der Mandantin.
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Aus Ziffer 1. 1.4 des Bebauungsplans 287A ergibt sich, was unter nahversorgungsrelevanten
und zentrenrelevanten Sortimenten zu verstehen ist. Unter anderem sind die Bereiche
Lebensmittel, Getrianke, Drogerie, Kosmetik und Haushaltswaren betroffen. Es ist demnach
gerade nicht zutreffend - wie unter Ziffer 6.3 der Begriindung ausgefiihrt -, dass die durch
das geplante Angebot hervorgerufene Umsatzumverteilung —versorgungsstrukturell

vertriglich ist, sondern diese geht zu Lasten unserer Mandantin.

4. Einwand gegen den Planinhalt - Unvertriglichkeit der zentrenrelevanten

Randsortimente

Unsere Mandantin wendet sich also auch gegen den unter Ziffer 3 der Begriindung, Teil A
genannten Planinhalt in Bezug auf die Art der baulichen Nutzung. Fiir unsere Mandantin ist
es nicht hinnehmbar, dass 10 % der geplanten Verkaufsfliche fiir nahversorgungs- oder
zenirenrelevante Sortimente (Randsortimente) vorgesechen sind. Denn trotz dieser
Beschrinkung hat dies negative Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche in

Eschweiler und insbesondere auf den groffléchigen Einzelbetrieb unserer Mandantin.

3. Weiteres Vorgehen

Unsere Mandantin ist gerne bereit, in einem personlichen Gesprich zu kldren, wie die
Einwendungen behoben werden konnten, sofern das Planungsvorhaben trotzdem
durchgefiihrt werden soll. Sollten die geplanten Anderungen vorgenommen werden, ohne
dass die Einwendungen unserer Mandanten beriicksichtigt werden, wird diesen nichts

anderes iibrig bleiben, als ein Normenkontrollverfahren einzuleiten.

Mit freundlichem Gruf}

echtsanwalt
(M. Frohn)
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Unser Zeichen: 3291/2015sche
Ramshor Europe B.V. / Stadt Eschweiler

Sehr geehrter Herr Schoop,

wir zeigen an, dass wir die rechtlichen Interessen der Ramshor Eu-
rope B.V., Spoorhaven 88, 2651 AV Berkel en Rodenrijs, vertreten
durch die Rynda Germany GmbH, Hochstraf3e 49, 60313 Frankfurt
am Main, in Zusammenhang mit der Offenlage des Bebauungs-
plans Nr. 287 a) sowie der 12. Anderung des Flichennutzungspla-
nes der Stadt Eschweiler vertreten.

Unsere Mandantin ist Grundstiickseigentiimerin des Objektes K-
nigsbenden 39 in Eschweiler. In diesem befindet sich derzeit der
ortliche OBI Markt. Namens und kraft Vollmacht unserer Mandan-
tin erheben wir im Rahmen der beiden Bauleitplanverfahren fol-
gende Einwendungen:

1 Unzulassige Festsetzungen

Der Bebauungsplanentwurf enthilt eine unzuldssige Festsetzung,
weshalb der Bebauungsplan in dieser Form unwirksam wire. Be-
troffen ist die in den textlichen Festsetzungen unter Ziff. 4.1 vorge-
sehene Festlegung von néchtlichen Emissionskontingenten. Nach
dem Inhalt der Festsetzung soll sowohl im GE 1 als auch im GE 2
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jeweils ein Emissionskontingent von 45 dB(A) im Nachtzeitraum gelten. Diese Form der
Kontingentierung ist unzuldssig, da die Voraussetzungen der in Betracht kommenden
Rechtsgrundlage des § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BauNVO nicht vorliegen. Nach dieser Vorschrift
konnen im Bebauungsplan fiir das jeweilige Baugebiet Festsetzungen getroffen werden, die
das Baugebiet nach der Art der Betrieben und Anlagen und deren besonderen Bediirfnissen
und Eigenschaften gliedern. Grundsétzlich erméglicht diese Festsetzung eine Emissionskon-
tingentierung. Entsprechend des Wortlautes der Ermichtigungsgrundlage muss aber tat-
séchlich eine Gliederung erreicht werden. Dies bedingt zwangsldufig die Festsetzung un-
terschiedlicher Emissionskontingente fiir einzelne Bereiche des jeweiligen Baugebietes.
Bei der Festsetzung des selben Kontingentes fiir das gesamte Baugebiet fehlt es an einer tat-
sdchlichen Steuerung des Emissionsverhaltens einzelner Betriebe oder Anlagen.

OVG NRW, Urteil vom 12.06.2014, AZ.: 7D 98/12. NE (jus), bestditigt durch
BVerwG, Beschluss vom 09.03.2015, AZ.: 4 Bn 26/14 (jus).

Das OVG NRW fiihrt bereits im ersten Leitsatz im vorgenannten Urteil hierzu folgendes
wortlich aus:

»Sollen Ldrmemissionskontingente in einem Bebauungsplan gem. § 1 Abs. 4
Satz 1 Nr. 2 BauNVO festgesetzt werden, muss das Baugebiet mit Blick auf
den vom Gesetz vorausgesetzten Betriebs- oder Anlagenbezug allerdings
grundsdatzlich intern anhand der zuldissigen Schallleistungspegel in einzelne
Teilgebiete gegliedert werden; daran fehlt es regelmdfiig, wenn fiir das ge-
samte Baugebiet ein einheitliches Emissionskontingent festgesetzt wird, da
ein solches Kontingent regelmdffig nicht hinreichend geeignet ist, das Emis-
sionsverhalten einzelner Betriebe oder Anlagen zu steuern.”

Dem ist nichts hinzuzufiigen. Die Festsetzung muss somit geindert werden, was zwangsldu-
fig eine erneute Offenlage nach sich zieht.

2 Konfliktbewiltigung

Die Konfliktbewiltigung zwischen den vorgesehenen Gewerbe- und Sondergebietsflichen
sowie der benachbarten Wohnbebauung entlang der Diirener StraBe ist missgliickt.
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2.1 Emissionskontingente nicht ausreichend

Im Hinblick auf die Lairmemissionen ist zundchst unklar, warum lediglich fiir die Gewerbe-
gebiete Emissionskontingente festgesetzt werden sollen und sich diese auch nur auf den
Nachtzeitraum beziehen. Wie die sachalltechnische Untersuchung belegt, ist mafigeblich fiir
den zu erwartenden Emissionspegel bei der benachbarten Wohnbebauung natiirlich im be-
sonderen Mafle der im Sondergebiet zuldssige Bau- und Gartenmarkt. Es hétte deshalb auch
an der Gliederung des Sondergebietes mit Hilfe von Emissionskontingenten bedurft, um
sicherzustellen, dass keine unzumutbaren Lirmimmissionen im Planvollzug zu erwarten

sind.

Zur Zuldssigkeit der Festsetzung von Emissionskontingenten im Sonderge-
biet vgl. OVG NRW, Urteil vom 09.11.2012, AZ.: 2 D 63/11. NE (jus).

Nicht nachvollziehbar ist zudem der Verzicht auf Emissionskontingente fiir den Tagzeit-
raum. Nach der schalltechnischen Untersuchung sind in diesem Schallpegel von bis zu 57,3
dB(A) an dem nichstgelegenen Wohngebidude zu erwarten. Damit werden die Immissions-
richtwerte fiir allgemeine Wohngebiete iiberschritten. Unabhéngig von der nachfolgend
noch zu thematistierenden Frage ob tatsdchlich eine Gemengelage vorliegt, bedarf es ange-
sichts der hohen zu erwartenden Gewerbelarmemissionen bereits auf Bebauungsplane-
bene einer Konfliktsteuerung. Nur so ist sichergestellt, dass spiter der Bebauungsplan
tatsichlich auch vollzugsfahig ist und nicht zu unzumutbaren Lirmemissionen in der Nach-
barschaft fithrt.

2.2  Gutachten mangelhaft

Die larmtechnische Beurteilung leidet dariiber hinaus an zu diversen weiteren Mingeln. Zu-
nichst einmal ist es unzuliissig, wenn der Gutachter ausweislich S. 6 der Prognose die bau-
liche Konzeption gem. den Vorstellungen des Grundstiickseigentiimers zugrunde legt. Es
handelt sich um einen Angebotsbebauungsplan und nicht um einen vorhabenbezogenen
Bebauungsplan. Es muss deshalb eine Konfliktbewdltigung losgelost von den konkreten Nut-
zungsabsichten des aktuellen Eigentiimers / Bauherrn erfolgen. Tatséchlich hatte es deshalb
einer Prognose bedurft, die auch eine andere Anordnung der Schallquellen eines Bau- und
Gartenmarktes zugrunde legt. Es bleibt daher offen, ob eine Abweichung von der der Begut-
achtung zugrunde liegenden Konzeption tatsdchlich immissionsschutzrechtlich umsetzbar

ware.
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Unzuléssig ist des Weiteren das Vorgehen des Schallgutachtens im Zusammenhang mit den
Einkaufswagenboxen. Ausweislich S. 7 des Gutachtens geht der Gutachter von einer
gleichmafigen Nutzung der von Thm angesetzten fiinf Einkaufswagenbogen an. Unbeant-
wortet bleibt bereits die Frage, welche Konsequenzen aus einer anderen Anordnung der Ein-
kaufswagenboxen resultieren wiirden. Dariiber hinaus entspricht es — gerade in den Ruhe-
zeiten, in denen tiblicher Weise weniger Kundenaufkommen zu verzeichnen ist — der nahe-
liegenden Annahme, dass gerade diejenigen Einkaufswagenboxen vermehrt genutzt werden,
die in der Nahe des Haupteingangs liegen. Dartiber hinaus lésst sich dem Gutachten nicht
entnehmen, welcher Ansatz iiberhaupt flir die Ruhezeiten erfolgt ist.

Nicht ausreichend ist des Weiteren die Beriicksichtigung derjenigen Gewerbelirmimmis-
sionen, die durch die siidlich des Plangebietes gelegenen Gewerbebetriebe ausge-
10st werden. In dem sogenannten Untersuchungsfall 3 betrachtet das Gutachten zwar angeb-
lich diese Nutzungen, es bleibt aber im Unklaren, welche Emissionen auf welcher Grundlage
vom Gutachter angesetzt werden. Im Sinne einer pessimalen Betrachtung wire es erforder-
lich, die tatsichlich durch die Genehmigung fiir die gewerbliche Nutzungen denkbare Aus-
nutzung zugrunde zulegen. Alternativ sieht Ziff. 3.2.1 Abs. 2 der TA Larm die Mdglichkeit
vor, iliber das sogenannte 6-dB(A)-Kriterium den Nachweis der Vertraglichkeit neu hinzu-
kommender Nutzungen zu fithren. Dies kann vorliegend allerdings nicht gelingen, da unter
Beriicksichtigung eines entsprechend reduzierten Immissionsrichtwertes selbst die Richt-
werte flir Mischgebiete nicht mehr eingehalten werden.

Ein weiterer Kardinalfehler des Bebauungsplanentwurfes liegt in der fehlenden Regulie-
rung der verkehrlichen Anbindung des zukinftigen Garten- und Baumarktes. Ausweis-
lich der Begriindung zum Bebauungsplan, der Verkehrsuntersuchung sowie dem Schallgut-
achten, soll die verkehrstechnische ErschlieBung iiber eine PrivatstraBle erfolgen, die am
siidlichen Rand des Plangebetes ausgewiesen wird. Verbindlich festgesetzt ist dies indessen
nicht. Insbesondere ist die Zufahrtsmoglichkeit direkt von der Diirener Strafle und damit
unmittelbar gegeniiber der dort gelegenen Wohngebdude nicht ausgeschlossen. Hierzu hét-
te es der Festsetzung eines Bereiches ohne Ein- und Ausfahrten bedurft. Warum die Stadt
Eschweiler hiervon keinen Gebrauch machen will, erschliefit sich nicht und fiihrt unmittel-
bar zu einem Abwigungsmangel. Die Festsetzungen miissen entsprechend ergdnzt oder die
Gutachten {iberarbeitet und der Nachweis der Vertraglichkeit einer Zufahrt direkt von der
Diirener StraBe gefiihrt werden. In jedem Falle fithrt dies zum Erfordernis einer erneuten
Offenlage des Bebauungsplanentwurfes.
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Nicht ausreichend ist das Vorgehen der Stadt Eschweiler des Weiteren im Zusammenhang
mit der Verkehrsabwicklung. Ausweislich der verkehrstechnischen Beurteilung sind zwei
Knotenpunkte zukiinftig nur noch mit der Qualitatsstufe D ausgestattet, wenn der Bebau-
ungsplan umgesetzt ist. Nach den Ausfilhrungen auf S. 17 des Begriindungsentwurfes sollen
etwaige notwenige Anpassungen an den Knotenpunkten bis zum Satzungsbeschluss, also
nach der Offenlage untersucht werden. Dies ist unzulédssig, da die Verkehrsabwicklung die
Belange der benachbarten Grundstiickseigentiimer beriihrt. Eine Anderung der Schaltung
hat unmittelbare Auswirkungen auf die zu erwartenden Verkehrslirmemissionen durch die
Diirener Strafe. Hiermit beschaftigt sich das Schallgutachten und damit der Begriindungs-
entwurf zum Bebauungsplan iiberhaupt nicht. So fiihrt zum Beispiel eine etwaige weitere
Lichtzeichenanlage zu einem entsprechenden Zuschlag von 3 dB(A), mit der Folge, dass
deutlich hohere Gesamtlirmimmissionen zu erwarten sind.

In diesem Zusammenhang ist des Weiteren festzustellen, dass die Stadt Eschweiler das Ab-
wigungsmaterial im Zusammenhang mit Verkehrslirmemissionen nur unzureichend
ermittelt hat. Betrachtet werden nur die Verkehrslarmemissionen auf der Privatstrafe tiber
die Bewertung nach TA Larm. Eine Prognose der Gesamtlarmbelastung durch die Diirener
Strafle fehlt. Angesichts der starken Frequentierung sowie der zusdtzlichen Beaufschlagung
durch den Vollzug des Bebauungsplanentwurfes hatte es einer entsprechenden Berechnung
bedurft. In der Rechtsprechung des OVG NRW ist geklért, dass gerade bei hohen Larmvor-
belastungen abwiégend zu priifen ist, ob Erhohungen {iberhaupt noch hingenommen werden

konnen und diirfen.
OVG NRW, Urteil vom 19.03.2009, AZ.: 10D 56/07. NE (jus).
Eine solche Ermittlung des Abwégungsmaterials fehlt vollig.

Unzutreffend ist dariiber hinaus das Vorgehen der Stadt Eschweiler bei der Bestimmung
des Schutzniveaus fiir die Wohnbebauung entlang der Diirener Strafle. Ausweislich S. 40
der Begriindung unterstellt die Stadt Eschweiler, dass aufgrund der bereits vorhandenen
Gemengelage die prognostizierten Pegel von 57,3 dB(A) tags und 1,1 dB(A) nachts zumutbar
sind. Dabei verkennt der Bebauungsplanentwurf, dass nach der einschldgigen Rechtspre-
chung eine schematische Erhthung des Schutzniveaus in Gemengelagen nicht mit der Rege-
lung der Ziff. 6.7 TA Lirm vereinbar ist. Vielmehr erfordert diese Vorschrift in jedem Einzel-
fall eine konkrete Ermittlung des zutreffenden Schutzniveaus.
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OVG NRW, Beschluss vom 29.01.2013, AZ.: 8A 2013/11 (jus)
Eine solche Ermittlung fehlt vorliegend vollig, damit liegt ein weiterer Abwagungsfehler vor.
2.3 Gliederung nach Abstandserlass

SchlieBlich ist die Konfliktbewiltigung auch deshalb misslungen, weil die Gewerbegebiete
nicht nach dem Abstandserlass gegliedert werden. Angesichts der direkt gegeniiberliegenden
Wohnbebauung ist es im Vollzug des Bebauungsplanes undenkbar, dass tiberhaupt Anlagen,
die unter den Abstandserlass fallen, genehmigt werden konnen. Entsprechend des Gebotes
der Konfliktbewaltigung hitte es deshalb einer entsprechenden ausschlieBenden Festsetzung
bereits auf Bebauungsplanebene bedurft. Dieses ist nachzuholen und der Bebauungsplan-
entwurf dann erneut offen zulegen.

3 Stiadtebauliche Erforderlichkeit

Die Herleitung der stadtebaulichen Erforderlichkeit im Begriindungsentwurf ist misslungen.
Ziel der Planung ist es danach, die Verkaufsflachenerweiterung fiir den Baumarkt bzw. den
Gartenfachmarkt zu ermoglichen und die geordnete Wiedernutzbarmachung der Flachen
des ehemaligen Prysmian-Werkes planerisch zu ermdéglichen. Standortalternativen soll es
nicht geben. Dies ist — freundlich ausgedriickt — tiberraschend, da bekanntlicher weise der
OBI Markt bisher in etwas kleinerer Form in unmittelbarer Nachbarschaft gelegen ist. Die
Stadt Eschweiler hitte sich deshalb mit der Frage beschiftigen miissen, ob eine Erneuerung
/ Erweiterung nicht an dem Bestandsstandort méglich ist.

Zudem verkennt die Stadt Eschweiler, dass mit der Ansiedlung des OBI-Marktes auf den
Flichen des ehemaligen Prysmian-Werkes zwar diese Gewerbeflichen nachgenutzt werden,
damit aber zugleich die bisher genutzten Flichen des OBI-Marktes brach fallen. Der dortige
Bebauungsplan setzt ein Sondergebiet fiir groBflachigen Einzelhandel fest, indem aus-
schlieBlich ein Bau- und Gartenmarkt zuldssig ist. Dem entsprechend beinhaltete die Bauge-
nehmigung von 1991 diese Nutzung mit der Folge, dass jegliche andere Nutzung sowohl
bauordnungsrechtlich als auch bauplanungsrechtlich unzuldssig ist. Da es unrealistisch ist,
dass nach Auszug des OBI-Marktes ein anderer Baumarktbetreiber den Altstandort belegt
fehlt fiir das Objekt unserer Mandantin jegliche Nutzungsmaoglichkeit. Es handelt sich
faktisch um nichts anderes als eine Enteignung. Unsere Mandantin wird auf das blofe
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Wohlwollen der Stadt Eschweiler angewiesen sein, den Bebauungsplan zu dndern und eine
andere Nutzung zu ermoglichen. Dies muss die Stadt Eschweiler bereits bei Aufstellung des
vorliegenden Bebauungsplanes abwigend berticksichtigen.

Mit fréundlichen Griifen

—Dr. H eh 1k Schilder
Rechtsanwalt



	Text_VV_Anlagen_05
	BP 287A+12 And FNP Schreiben RAs Andörfer 21-10-2015
	BP 278A+12 Aend FNP Schreiben RAs Kapellmann-original 26-10-2015

